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Montag, 27. Dezember 2021

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Viel Kritik
für neues
Kita-Gesetz
Entgegen denVersprechungenmüssten sie
nunmehr bezahlen, kritisieren Basler Eltern.

Helena Krauser

Im Januar tritt das neue Tages-
betreuungsgesetz in Kraft.
Neben der Umbenennung der
Tagesheime in Kindertages-
stätten ist eines der erklärten
Ziele dieses Gesetzes eine Sen-
kung der Betreuungskosten.
Nun hätten allerdings viele El-
tern reklamiert, dass dieKosten
für den Kitaplatz um 200 bis
300 Franken gestiegen sind.
Dies schreibt SP-Grossrätin
Barbara Heer in einer Interpel-
lation, die sie demnächst einrei-
chenwird.

Gemäss dem Ratschlag der
Regierung zumneuenTagesbe-
treuungsgesetz werden Eltern,
deren Kinder bisher mitfinan-
zierteoder subventionierteKitas
besuchen, in Zukunft höhere
Beiträge erhalten. Für diese
Gruppen sollte das neueGesetz
finanzielle also positive Auswir-
kungenhaben.EinzigEltern,die
aufgrund ihres Einkommens
und Vermögens keinen An-
spruch auf einen Beitrag von
Kanton undGemeinden haben,
müsstenkünftigmehrbezahlen,
heisst es imRatschlagvon2018.
Dies, weil auch diese Kitaplätze
bisher mitsubventioniert wur-
den, obwohl den Eltern eigent-
lich keine finanzielle Unterstüt-
zungzustehenwürde.DieMaxi-
malgrenze von 2200 Franken
proVollzeitplatzentfalleunddie
Eltern müssten den effektiven
Preis bezahlen. Davon seien
rund 260 Familien betroffen,
schreibt der Regierungsrat. In
der Facebook-Gruppe «Basler
Mamis»ärgernsichvieleMütter
über die gestiegenen Kosten:
«Wir sind genau amLimit. Kein
Einsparen, arbeiten bis zur Er-

schöpfung, nicht genug Zeit für
meinKind.»EineandereMutter
schreibt: «Ich find das alles so
frustrierend.Manwird echt nur
‹bestraft›, wenn man arbeiten
geht.Werde wahrscheinlich zu-
hause bleiben, weil es sich ein-
fach nicht mehr auszahlt, dass
ich arbeiten gehe.»

Vermutlich ist auch
derMittelstandbetroffen
Heer hat diese Beiträge gelesen
undvonFamilien gehört, die im
kommenden Jahr höhere Bei-
träge bezahlenmüssen. Es sei-
envermutlichmehralsnur260
Familien, die betroffen sind, so
Heer. Der Regierungsrat habe
nicht mit den richtigen Zahlen
gerechnet, vermutet sie.Betrof-
fen seien nicht nur Topverdie-
ner, sondernauchFamilienaus
dem Mittelstand. «Das zeigt,
dass die Betreuungsbeiträge
des Kantons immer noch zu
niedrig sind.»

Den Grund für die höheren
Kosten vermutetHeer in einem
zu niedrig angesetzten Betrag
bei den Modellkosten. Damit
legt der Kanton einen Bereich
fest, innerhalb dessen sich die
Kita-Kosten nach seinen Be-
rechnungenbefinden.Nunhät-
ten einige Kitas aber effektiv
höhereKosten,was sichwieder-
um auf die Elternbeiträge aus-
wirke, sagt Heer. Genaue Zah-
len, wie viele Eltern mit dem
neuen Gesetz mehr bezahlen
und wie viele weniger, konnte
derMediensprecher des Erzie-
hungsdepartements (ED), Si-
mon Thiriet, bis Redaktions-
schlussnicht ausfindigmachen.
Er erläutert, nur Eltern mit
einem hohen Einkommen, un-
gefähr ab 160000 Franken,

müsstenmehr bezahlen: «Die-
se Eltern haben im bisherigen
System davon profitiert, dass
sie nicht die vollen Kosten tra-
gen mussten.» Der Anstieg sei
kommuniziert worden: «Be-
reits im Ratschlag hat der Re-
gierungsrat darauf hingewie-
sen, dass mit diesem System-
wechsel der Maximalpreis
ansteigenwird.»Zugleich seien
die Betreuungsbeiträge erhöht
unddieEinkommensgrenze für

denAnspruchaufBeiträgenach
oben verschoben worden, so
Thiriet.Dasbedeutet, einigeEl-
tern, die keine Unterstützung
bekamen, könnten diese nun
erhalten.

Heer kritisiert, dass genau
diese Gruppe von Eltern vom
ED falsch informiert worden
sei. Sie vermutet, es gebe eini-
ge, die nichtwissen, dass sie po-
tenziell neu profitieren. Anders
als die Gruppen, die automa-

tisch eine neue Verfügung er-
hielten,müssten sie einen neu-
enAntrag einreichen.«Dassdas
ED ihnendas nichtmitteilt, ob-
wohl es sie anschreibt, ist wirk-
lich schwer zu verstehen», sagt
sie. Somit zeige sich, dass es
schief geht,wennmanzuwenig
Geld in ein neues System inves-
tiert. Damit spielt die SP-Politi-
kerin auf die Initiative«Kinder-
betreuung für alle» an, die ihre
Partei lanciert hat.

Jugendlichen Schlägern droht Anklage wegen Raufhandel
In Laufen kames zu einerMassenschlägereimit rund 100Personen. Für die Beteiligten könnte dasHandgemenge rechtliche Folgen haben.

Dimitri Hofer

Was sich amSamstagabend vor
zweiWochen inLaufenereigne-
te, schrecktedas 5800-Einwoh-
ner-Städtchen und die Region
Basel auf:Rund100Jugendliche
und jungeErwachsene lieferten
sich zwischen Eishalle und
BahnhofeineMassenschlägerei.
Einige der Beteiligten wurden
dabei verletzt.

Bei der Baselbieter Polizei
und der Jugendstaatsanwalt-
schaft laufen die Ermittlungen.
Wie Polizeisprecher Adrian
Gaugler erklärt, seienBefragun-
gen inGangeundmanseidabei,
möglicheVideoaufnahmenaus-
zuwerten. Informationen zum
Hintergrund der Schlägerei
kann die Polizei nicht geben. In
einer ersten Medienmitteilung
hiess es, dass sichdieBeteiligten

einerseits mit dem Baselbieter
Laufental, andererseitsmitdem
angrenzenden Solothurner Be-
zirk Thierstein identifizierten.

MehrereStraftatbestände
könntenerfüllt sein
In Laufen bewegt die Massen-
schlägerei dieBevölkerung.Der
ehemalige Stadtpräsident und
AnwaltAlex Imhof thematisier-
tedasGeschehen imNewsletter
der Anwaltskanzlei RS Rechts-
service AG. «Ich war kurz vor
der Schlägerei indiesemGebiet
unterwegs», sagt er aufAnfrage.
Als Laufnermit eigenerKanzlei
vorOrt beschäftigte ihnderFall
sehr. «Meine Kinder sind zwar
schon ein wenig älter. Aber sie
sind noch nicht lange aus dem
Teenageralter raus.»

Eine Schlägerei dieses Aus-
masses ist Alex Imhof noch nie

zu Ohren gekommen. «Unsere
Kanzleihat inderVergangenheit
selber mit Schlägereien zu tun
gehabt. Jedoch jeweils zwischen
wenigen Personen.»

Im Newsletter der Anwalts-
kanzlei sindverschiedeneStraf-
tatbestände aufgeführt, derer
sich die Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen schuldig ge-
machthabenkönnten:Raufhan-
del, Angriff und einfache Kör-
perverletzung. Bei einem
Raufhandel handelt es sich um
eine tätliche Auseinanderset-
zung, an der mindestens drei
Personenaktiv teilnehmen.Hier
wäreesmöglich, dass einegrös-
sereAnzahl Personen verurteilt
wird. Gemäss Schweizer Straf-
gesetzbuch ist bei einem Rauf-
handel nur nicht strafbar, «wer
ausschliesslichabwehrt oderdie
Streitenden scheidet».

Die Kanzlei schreibt auch über
allfällige Hintergründe der
Schlägerei: «Wiemanhört, sind
die Gruppen in Gruppenchats
auf Whatsapp organisiert. Mit
HilfedieserChatswarenvorder
Schlägerei entsprechende Auf-
rufe zur Zusammenrottung ge-
macht worden, und nach der
SchlägereiwurdenBilder indie-
senChats veröffentlicht», heisst
es imNewsletter. Eine in Grup-
penchats gemachte öffentliche
Aufforderung zu Verbrechen
oderGewalttätigkeitwäreeben-
falls strafbar.

Rangelngehöre
zurEntwicklungdazu
Viele der beteiligten Personen
sind nochminderjährig. «Beim
Jugendstrafrecht stehen der
SchutzunddieErziehungder Ju-
gendlichen im Vordergrund»,

sagt Alex Imhof. Von einer Be-
strafungkönneetwaabgesehen
werden, wenn die Schuld und
die Tatfolgen gering seien.

Wenige hundert Meter vom
Gebiet entfernt,wodieSchläge-
rei stattfand, betreibt das Ju-
gendsozialwerk JSW zweimal
wöchentlich einen Treffpunkt
für Jugendliche.EinGewaltpro-
blembeidenAnwesenden stellt
Leiterin SarahStöckli nicht fest.
Sie sagt zwar: «Rangeln unter
Freunden gehört bei den Jungs
zurEntwicklungdazu. Sie brau-
chenKörperkontakt.»Aberdie-
se Rangeleien seien fernab von
einer Prügelei wie vor zweiWo-
chen.«Wennwir sehen,dass je-
mandGewalt anwendet, gehen
wir dazwischen und suchen das
Gespräch.» IhrTeamzeigeoffen
undehrlichauf, dassGewaltnie-
mals eine Lösung sei.

Die Tagesbetreuung in Basel-Stadt wird künftig neu organisiert. Bild: Pius Amrein

«BeimJugend-
strafrecht ste-
henderSchutz
unddieErzie-
hungder Ju-
gendlichen im
Vordergrund.»

Alex Imhof
Laufner Rechtsanwalt

Nachrichten
FrauanHeiligabend
sexuell belästigt

Niederdorf Gegen 20 Uhr
abends am Heiligabend wurde
in Niederdorf eine Frau sexuell
belästigt. Laut einer Mitteilung
der Baselbieter Polizei sei die
19-jährige Frau zwischen Höl-
steinundNiederdorf voneinem
unbekanntenMannangegangen
und unsittlich berührt worden.
Die Polizei sucht nun Zeugen.
DermutmasslicheTäter sei laut
Aussagen des Opfers zwischen
30 und 45 Jahre alt und habe
einen roten Regenschirm bei
sich getragen. (bz)

Bahnhof-Einsprache
abgelehnt

Liestal Die Beschwerde des
Vereins «liestal.orientiert / wir
denken mit» gegen die Pläne
derSBBfürdieneuenBahnhofs-
gebäude in Liestal wurde im
September abgelehnt. Das be-
stätigt Andrea Bürki, Medien-
sprecherin der Bau- und Um-
weltschutzdirektion, auf Anfra-
ge. Der Entscheid sei demnach
inzwischen rechtskräftig. Die
Einsprechenden hatten unter
anderemkritisiert, dass sichdas
Baugesuch in zentralenPunkten
vomSiegerprojektdesArchitek-
turwettbewerbs unterscheide.
DieBaurekurskommissionhabe
aber festgestellt, dass das Sie-
gerprojekt im Quartierplan
selbst sowie auch im Quartier-
plan-Reglement keine explizite
Erwähnung fand und das Ge-
such der SBB als zulässig erach-
tet wird. (bz)

Autokollidiertmit
Signalstange

Basel Gestern Sonntag reiste
gegen 13.25 Uhr ein Personen-
wagen via Grenzübergang Lör-
rach/Riehen indie Schweiz ein.
Kurz nach demÜbergang kolli-
dierte das Auto auf der gegen-
überliegendenStrassenseite auf
Höhe der Tramschlaufe mit
einer Signalstange,wiedieKan-
tonspolizei Basel-Stadt in einer
Medienmitteilung schreibt.Die
Polizei sucht nun nach Perso-
nen, die Angaben zum Unfall-
hergangmachen können. (bz)


